
  

Anonymes Interview

Eine Lokalzeitung berichtet in mehreren Beiträgen über eine öffentliche Diskussion
um die Neubesetzung der Leitung des Seniorenheims der Stadt. Betroffene und
Politiker monieren eine Fehlbesetzung der Stelle mit einem nur kaufmännisch
vorgebildeten Verwaltungsfachmann, dem die fachliche Qualifikation für die
Betreuung alter Menschen fehle. Die politischen Parteien forderten eine ordentliche
Stellenausschreibung, da der jetzige Leiter von der Verwaltung nur als
Übergangslösung eingesetzt worden sei. Die Berichterstattung befasst sich auch mit
der allgemeinen Frage, welche Qualifikation ein Heimleiter grundsätzlich benötigt. In
einem der Beiträge wird ein anonymes Mitglied des Personals im Seniorenheim
interviewt. Nach dessen Aussagen sei der Heimleiter kein Vertrauensmann. Er
handle mit gezielten Ge- und Verboten zum Nachteil für die Bewohner und das
Personal. Zudem habe er den Bereitschaftsdienst abgeschafft, so dass eine
24-Stunden-Pflege im Heim nicht gewährleistet sei. Dem neuen Heimleiter fehlten
notwendige Kenntnisse und Menschlichkeit. Er mache nur das »Nötigste«. Zu
Silvester habe er im Heim ein Alkoholverbot ausgesprochen. Drei Tage später druckt
die Zeitung eine Gegendarstellung des Stadtdirektors zu diesem Interview ab. In den
folgenden Tagen setzt die Zeitung die Berichterstattung zum Thema fort. In einer
umfangreichen Stellungnahme weist der Stadtdirektor die Vorwürfe zurück.
Außerdem wird berichtet, dass andere Beteiligte, darunter auch weitere
Personalangehörige, die Kritik am Heim »untermauern«. Ein Strafverfahren gegen
den Redakteur wegen Verleumdung durch das anonyme Interview wird in zweiter
Instanz eingestellt. Jetzt beschwert sich der Stadtdirektor beim Deutschen Presserat.
Sein Vorwurf: Bei keinem der Betroffenen wurde gegenrecherchiert. Die Beurteilung
der fachlichen Qualifikation des Heimleiters obliege den zuständigen Gremien, nicht
jedoch den anonymen Mitarbeitern des Seniorenheims. Die Berichterstattung
verstoße gegen das Wahrhaftigkeits- und das Sorgfaltsgebot. (1988)

Der Deutsche Presserat kann ein journalistisches Fehlverhalten der Redaktion nicht
feststellen. Den Vorwurf, die kritischen Aussagen über den Heimleiter seien nicht
gegenrecherchiert worden, widerlegt die Zeitung mit der Feststellung, dass im
Vorfeld der Pressesprecher der Stadt dazu befragt worden sei. Außerdem hat die
Berichterstattung eine Stellungnahme der Stadtverwaltung berücksichtigt, die bei
einer öffentlichen Anhörung im Altenheim verkündet worden ist. Der Presserat stimmt
der Redaktion darin zu, dass bei dieser Ausgangslage eine erneute Rücksprache
zudem Interview nicht erforderlich war. Auch die Veröffentlichung des Interviews hält
der Presserat grundsätzlich für zulässig. Keinen Einwand hat er gegen die
Anonymisierung der interviewten Person. Es entspricht dem Informationsauftrag der
Presse, auch aus dem Bereich der Altenpflege zu berichten und zu informieren. Auf
die Zuständigkeit der Stadtverwaltung für die Beurteilung der fachlichen Qualifikation



des Heimleiters kommt es dabei nicht an. Die Anonymisierung des Interviewpartners
hält der Presserat für ein zulässiges Mittel journalistischer Arbeit. Grundsätzlich
berechtigen schutzwürdige Interessen der jeweils befragten Personen ihre
Anonymisierung bei der Veröffentlichung von Äußerungen. Im vorliegenden Fall
musste der oder die Beschäftigte des Altenheims damit rechnen, wegen der
Äußerungen berufliche Nachteile zu erleiden. Dem war nur durch Anonymität zu
entgehen. Zu einem völligen Verzicht auf die Veröffentlichung der Interviewaussagen
war die Zeitung jedenfalls nicht verpflichtet. Drei Tage nach Erscheinen hat sie dem
Stadtdirektor eine Gegendarstellung eingeräumt. (B 32/88)
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